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VERWALTU NGSGERICHT STUTTGART

lm Namen des Volkes
Urteil

I n der Verualtungsrechtssache

Palästinakomitee Stuttgart e.V.,
vertreten durch die.Vorsitzende Verena Rajab'

Stuttgart

prozessbevollmächtigt: 
Kläger -

Rechtsanwalt Ahmed Abed,
Schönstedtstraße 7 , 12043 Betlin, Az: A 4121

gegen

Landeshauptstadt Stuttgart
- Rechtsamt
vertreten durch den Oberbürgermeister,
Marktplatz 1, 7 017 3 Stuttgart

- Beklagte -

wegen Zugang zu gemeindlichen Einrichtungen

hat das Verwaltungsgericht Stuttgart - 7. Kammer - durch die Vorsitzende Richterin

am Veryaltungsgeiicht Mühlenbruch, den Richter am Venrvaltungegericht Singer und

die Richterin (onrad sowie die ehrenamtlichen Richter Rohn-Kochendörfer und Wies-
bauer auf die milndliche Verhandlung vom 21. April 2022

am21. April2022

für Recht erkannt:

Die Beklagte wird unter Aufhebung ihres Bescheids vom 17.8.2021 verpflichtet, die

Kontaktdaien des Klägers in die Datenbank der Intemetpräsenz w\ nv.stutloart.de

wie folgt suchbar einzutragen:

,,Palästinakomitee Stuftgart e. V.
Johannes-Krämersh. 43
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70597 Stuttgart
E-Mail: pakos@online.de
Website: palaestinakomitee-stuttgart.de
Facebookseite: de-de.facebook.com/PaKo Stuttgart"

Die Beklagte trägt die Kosten des Verfahrens'

Tatbestand

Der Kläger ist ein gemeinnütziger eingetragener Verein mit sitz in stuttgart

Mit schriftsatz vom 8.3.2021 beantragte der Kläger bei der Beklagten die Aufnahme

seiner Adressdaten auf der Webseite www.stuttoart.de. Zur Begründung führte er im

wesenflichen an, dass es sich bei der Internetpräsenz der Beklagten um eine öffentli-

che Einrichtung handele, auf der 11 831 Vereine verzeichnet seien. Er habe aus s 10

Absatz 2 GemO und Artikel 3 Absatz 1 GG wie die übrigen vereine das Recht, auf die

webseite aufgenommen zu werden. sollte die Beklagte dem Begehren nicht bis zum

23.3.2021nachkommen, würden ohne weitere Ankündigung rechtliche Schritte einge-

leitet.

Mit E-Mail vom 28.6.2021 fragte die Beklagte beim Landesamt für Verfassungsschutz

nach, ob der Kläger vom Landesamt beobachtet werde. Denn die Beklagte gewähre

Vereinen, die vom Landesamt für Verfassungsschutz beobachtet wÜrden, keinen Zu-

gang zu der Internetseite.

Aus einer webseite der BDS-Kampagne (vgl. http://bds-kampagne.de/aufruf/aufruf-

der-palstinensischen-zivilgesellschaft/unterst uezeil) ergibt sich, dass der Kläger den

Aufruf der Palästinensischen Zivilgesellschaft zu BDS vom 9.7.2005 unterstütä.

Mit E-Mail vom 30.6.202'l teilte das Landesamt für Verfassungsschutz der Beklagten

mit, dass der Kläger dezeit nicht vom Landesamt beobachtet werde. Das Landesamt

verwies jedoch auf einen Beschluss des Deutschen Bundestags vom 17.5.2019 zur

BDS-Kampagne. Dieser Beschluss sei zwar rechtlich unverbindlich, habe jedoch eine

politische Bedeutung. Kommunen könnten den Beschluss zum Beispiel bei einer Er-

messensausübung im Hinblick auf die Nutzung Öffentlicher Räume berücksichtigen

und die Nutzung nach einer Prüfung untersagen'
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Mit Bescheid vom 17.8.2021 lehnte die Beklagte den Antrag des Klägers ab zur Be-

gründung führte sie im wesentlichen aus, dass die Inhalte und Verlinkungen auf der

Webseitewu^ry{ullsad!ea|Söffent|icheEinrichtungderBek|agteneinerrassisti-

schen, sexistischen, religiösen und politischen Prüfung unterlägen Die Beklagte ver-

urteile jegliche Diskriminierung des Staates |srae|, seiner Einwohner und Einrichtun-

gen'DiesumfasseauchdieBeschäftigungbzw.denMeinungsaustauschsowiedie

So|idarisierungmitsicheinseitiggegendenStaat|srae|richtendenKampagnen'Ad.

resseinträgen mit antisemitischen und sich gegen den staat lsrael richtenden Inhalten

und Geisteshaltungen werde daher grundsätzlich kein Zugang gewährt Die BDS-

Kampagnezie|edaraufab,demStaat|srae|zuschaden.DieseHa|tungwerdenicht

mitgetragenundfÜrantisemitischgeha|ten.DerK|ägerseiTeiIdieserKampagne.Die

Bek|agteunterstützedenBesch|ussdesDeutschenBundestageslg/10191undkönne

daherwederderBDS-KampagnenochihrenUnterstützerneineP|attformbieten'

MitSchreibenvomg,g.202lerhobderK|ägergegendenBescheidvomlT.S'2021

Widerspruch, über den bislang noch nicht entschieden ist'

Bereits am 17 .6.ZO21hat der Kläger Klage beim Verwaltungsgericht Stuttgart erhoben

ZurBegründungführterimWesent|ichenaus,dassdieBek|agtefürihreAb|ehnung

keine Ermächtigungsgrundlage habe Human Rights Watch und Bt'selem hätten die

israe|ischeApartheidfestgeste||t'DieBeklagteste||esichsomitschützendvordieis-

rae|ischeApartheid.DieBDS.Kampagnekönneauchnichta|santisemitischeinge-

schätzt werden. Sie folge den völkerrechtlichen Bestimmungen' unter anderem der

sicherheitsratsresolution 2334t19. Dies hätten auch Experten in der Jerusalem Decla-

ration on Antisemitism vom 26 3'2021erklärt Sie fordere die Boykottierung' Desinves-

titionundSanktionengegendenStaatlsrael'bisdieBesetzungundKolonialisierung

allen arabischen Landes beendet und die Mauer abgerissen, das Grundrecht der ara-

bisch-pa|ästinensichenBürger|srae|saufvö||igeG|eichheitanerkanntseiunddie

Rechtederpa|ästinensischenF|ücht|inge,inihreHeimatundzuihremEigentumzu-

rückzukehrenrespektiert,geschütztundgefördertwürden'DieBDS-Kampagnelehne

jeglichen Rassismus und Antisemitismus ab Sie wende sich auch gegen jeden' der

von der völkerrechtswidrigen Besatzung profitiere' wie z B Puma und Heidelberg Ce-

ment.DesWeiterenhabederBayerischeVerwa|tungsgerichtshofinseinemUrteiIvom
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22.11 .2020 dargelegt, dass die Venrueigerung von kommunalen Räumen für BDS-Un-

terstützer gegen höherrangiges Recht verstoße. Die Unterstützung der BDS-Kam-

pagne sei ebenso von der Meinungsfreiheit geschützt wie die Aktionsform des Boy-

kotts. Dies ergebe sich schon aus dem Lüth-urteil des Bundesverfassungsgerichts.

Unterstützer der BDS-Kampagne würden sich zur israelischen Politik in den besetzten
palästinensischen Gebieten, der israelischen Apartheid sowie zur Frage, wie der völ-

kerrechtswidrige Zustand in lsrael und palästina zu beenden sei, äußern. Boykottauf-

rufe stellten zudem ein im politischen Diskurs regelmäßig verwendetes Mittel dar. Die

BDS-Kampagne ziele auf die Verwirklichung von gleichen Rechten für palästinenser

in lsrael und Palästina, die unter militärischer Besatzung und Apartheid lebten. Der

Kampagne liege die sorge um politische, wirtschaftliche, soziale und/oder kulturelle

Belange der Allgemeinheit zu Grunde. sie habe eine völker- und menschenrechtliche

Agenda, die mit europäischem und internationalem Recht vereinbar sei. Es gebe bis

auf $ 130 stGB, der hier nicht einschlägig und zudem nur seitens der Justiz anzuwen-

den sei, keine gesetzliche Vorschrift zur Einschränkung antisemitischer Außerungen.

selbst ein Gesetz, das sich spezifisch gegen die BDS-Kampagne richten würde, sei
mit den Anforderungen an ein allgemeines Gesetz im sinne von Artikel 5 Absatz 2 GG

nicht zu vereinbaren. Die Beklagte habe zudem nicht nachweisen können, dass die
BDS-Kampagne antisemitisch sei, sondern arbeite nur mit diesem Vonvurf. Die Be-

schränkung des Klägers sei damit unverhältnismäßig und verletzte das Demokratie-
prrnzip sowie das sachlichkeitsgebot. Die Beklagte verstoße zudem gegen die Verord-
nung EU Nummer 116912011. Nach der sichtweise der Beklagten müssten auch der
Europäische Gerichtshof und die Europäische Kommission organisationen sein, die
zum Boykott von lsrael aufriefen. Fünf uN-secial Rapporteurs hätten die Beschnei-
dung der Meinungs- und Versammlungsfreiheit gegenüber BDS-Aktivis'ten durch den
Bu ndestagsbesch luss kritisiert.

Der Kläger beantragt,

die Beklagte unter Aufhebung ihres Bescheids vom 17.g.2021 zu ver_
pflichten, seine Kontaktdaten in die Datenbank der Internetpräsenz
www.stuttgart.de wie folgt suchbar einzutragen:

,,P41ästinakomitee Stuttgart e. V.
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Johannes-Krämerstr. 43

70597 Stuttgart

E-Mail: Pakos@online.de

Website: palaestinakom itee-stuttgart de

Facebookseite : de-de.facebook. com/PaKo Stuttgart"

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Sie trägt im Wesent|ichen vor, dass Voraussetzung für die Aufnahme in die Datenbank

der Beklagten die Ansässigkeit auf dem stadtgebiet der stadt stuttgart sowie die

Rechtmäßigkeit gegebenenfalls verlinkter Seiten seien

Indermünd|ichenVerhand|unghabendieVertreterdesK|ägersimWesent|ichenaus-

geführt,dassdieBDS-KampagnesowiederK|ägerse|bstnichtantisemitischseien.

sie setzten sich für die Menschenrechte der Palästinenser ein Bei der Raumvergabe

undderorganisationvonVeransta|tungenhabederKlägermitderBek|agtenkein

Prob|em.Daherseiervenrvundertgewesen,a|sdieBek|agteihnimoktober20lSvon

derWebseitege|öschthabe.DieshabedieBeklagteseinerzeitaufDruckderAfDund

BenjaminWeintha|getan.DieVertreterinderBek|agtenhatSichaufdieBegrÜndung

im Bescheid der Beklagten vom 17 '8'2021 bezogen'

WegendesweiterenSach-undStreitstandswirdaufdieGerichts-undBehördenakte

verwiesen.

Entscheidunqsq ründe

Die Klage ist zulässig Dem steht insbesondere nicht entgegen ' dass die Klage ur-

sprünglich als Untätigkeitsklage erhoben wurde' die Beklagte mit Bescheid vom

17.8'zo2ldenAntragdesKlägersab|ehnteundderK|ägergegendenBescheidmit

Schreibenvomg.g.202lWidersprucherhob.DennwenneineVerpf|ichtungsk|age-

wie vorliegend - nach S 75 Satz 2 VwGO in zulässiger Weise als Untätigkeitsklage

erhoben wird und danach ein die begehrte Leistung abrehnender Bescheid ergeht,
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ohne dass das Verwaltungsgericht das Verfahren nach g 75 Satz 3 VwGO ausgesetzt

hatte, so hat das Verwaltungsgericht in die materiell-rechtliche Prüfung des Begehrens

einzutreten. Für eine Aussetzung des Verfahrens bis zur Entscheidung über den ein-

gelegten Widerspruch ist dann kein Raum mehr (vgl. VGH BW, Beschluss vom

17.7.1995 - 4 S 1610/95 -, juris Ls.).

Die Klage ist auch begründet. Der Kläger hat gegenüber der Beklagten einen Anspruch

auf die suchbare Eintragung seiner Kontaktdaten in die Datenbank der lnternetpräsenz

www.siuttqart.de aus $ 10 Absatz 2 Satz 2 und 4 Gemo. Hiernach sind unter anderem
juristische Personen mit Sitz in der Gemeinde berechtigt, die öffentlichen Einrichtun-

gen der Gemeinde im Rahmen des geltenden Rechts nach gleichen Grundsätzen zu

benutzen.

Bei der Internetpräsenz www.stuttqart.de der Beklagten handelt es sich jedenfalls in-

soweit um eine öffentliche Einrichtung, als die Beklagte die webseite für die suchbare

Eintragung von Adressen der verschiedensten vereinigungen geöffnet hat. Denn eine
öffentliche Einrichtung liegt vor, wenn eine Gemeinde persönliche und/oder sachliche

Mittel im öffentlichen Interesse zur Förderung des wirtschaftlichen, sozialen und kultu-

rellen wohls durch widmung für eine unmittelbare und gleiche Nutzung der Einwohner
zur Verfügung stellt (vgl. vGH BW, Beschluss vom 10.2.2022 - 1 s 3107/21-, juris

Rn.21). Hierunter können auch plakatanschlagtafeln oder InternefDomains fallen.
Eine öffentliche Einrichtung kann auch nur für einen Teil einer Einrichtung angenom-
men werden, wenn nur dieser Teil der Einrichtung auch den Einwohnern sowie juristi-
schen Personen oder nicht rechtsfähigen personenvereinigungen zur Verfügung steht.
Dabei stellt die widmung die Vorausse2ung für den N utzungsanspruch dar und gibt
gleichzeitig die Grenzen des Anspruchs vor. Eine bestimmte Form der widmung ist
nicht vorgegeben, sodass die widmung durch einen einfachen Beschluss des Gemein-
derats, durch eine Benutzungsordnung oder durch eine entsprechende Vergabepraxis
seitens der Verwaltung erfolgen kann (vgl. Fleckenstein in: Dieilein/pautsch BeckoK,
Kommunalrecht Baden-württemberg, stand: 1.2.2022, g r0 Rn.6 bis 8 und 1.1).

Die Beklagte hat ihre Internetpräsenz www.stuttqart.de

von Adressen der verschiedensten Vereinigungen sowie

für die suchbare Eintragung

Gruppen mit Ansässigkeit in
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Damit kommt die Internetpräsenz der Beklagten insoweit einer Pla-

gleich und stellt eine öffentliche Einrichtung dar.

Der Kläger ist ein gemeinnütziger rechtsfähiger Verein mit Sitz in Stuttgart. Damit erfÜllt

der Kläger grundsätzlich die Voraussetzungen für die suchbare Aufnahme seiner Kon-

taktdaten auf die Internetpräsenz www stuttqart.de

Die durch die Beklagte vorgenommene Begrenzung des widmungszwecks, wonach

unter anderem Adressen von organisationen, Vereinen und Gruppierungen, die nach

Sicht der Beklagten antisemitische oder antiisraelische Meinungen oder Geisteshal-

tungen vertreten, generell die Aufnahme in die Adressdatenbank der Internetpräsenz

www.stuttqart.de verwehrt wird, ist mit höhenangigem Recht unvereinbar und damit

nicht zulässig. Daher kann die Kammer es auch offenlassen, ob und inwieweit der

Kläger antisemitische oder antiisraelische Meinungen oder Geisteshaltungen vertritt,

unterstützt oder fördert.

Dabei ist es einem kommunalen Einrichtungsträger allerdings nicht generell untersagt,

auch Gemeindeangehörigen den Zugang zu öffentlichen Einrichtungen zu verwehren

Denn der kommunalrechtliche Benutzungsanspruch besteht nur im Rahmen der wid-

mung und nach Maßgabe des geltenden Rechts, zu denen neben den für jedermann

geltenden Rechtsnormen auch die zur Ausgestaltung des Nutzungsverhältnisses fest-

gelegten Benutzungsbedingungen gehören. Aufgrund des aus der selbstverwaltungs-

garantie (Artikel 28 Absatz 2 GG) folgenden Rechts auf eigenverantwortliche Aufga-

benwahrnehmung verfügen die Gemeinden bei der Festlegung des Zwecks und des

Benutzerkreises ihrer freiwillig geschaffenen öffentlichen Einrichtungen über ein wei-

tes, gerichtlich nur eingeschränkt überprüfbares Gestaltungsermessen. Bei der Fest-

legung des widmungszwecks ihrer Öffentlichen Einrichtungen haben die Gemeinden

jedoch das höherrangige Recht, insbesondere die Grundrechte, zu beachten (vgl'

BayVGH,Urtei|vom17'11.2020.4819,1358-'jurisRn.45bis48bestätigtdurch

BVenruG Urteil vom 20.1 .2022 - 8 C 35.20 -, Pressemitteilung auffindbar unter:

https /lwww. bverwg. delde/pm/2022l6, weil noch n icht veröffentlicht)'

Die durch die Beklagte vorgenommene Begrenzung des Widmungszwecks' wonach

unter anderem Adressen von organisationen, Vereinen und Gruppierungen' die nach
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Sicht der Beklagten antisemitische oder antiisraelische Meinungen oder Geisteshal-

tungen vertreten, generell die Aufnahme in die Adressdatenbank der Internetpräsenz

vwvw.stuttgart.de verwehrt wird, ist nicht zulässig, weil sie gegen das Grundrecht der

Mei nungsfreiheit verstößt.

Die Widmungsbeschränkung stellt einen unzulässigen Eingriff in die Meinungsäuße-

rungsfreiheit des Klägers gemäß Artikel 5 Absatz 1 Satz 1 GG i.V.m. Artikel 19 Ab-

satz 3 GG dar. Der Schutzbereich dieses Grundrechts ist nicht erst dann berührt, wenn

das grundrechtlich geschützte Verhalten als solches eingeschränkt oder verboten wird,

sondern schon dann, wenn daran negative Konsequenzen geknüpft werden (vgl.

BayVGH, a. a. O., juris Rn. 45 bis 48). Dies ist hier der Fall, weil die Beklagte die

Kontaktdaten des Klägers gerade deshalb nicht in die Internetpräsenz www.stutt-

gart.de aufnehmen möchte, weil der Kläger aus der Sicht der Beklagten antisemitische

oder antiisraelische Meinungen oder Geisteshaltungen vertritt, unterstützt oder fördert.

Dabei ist festzuhalten, dass auch antisemitische und antiisraelische Meinungsäuße-

rungen grundsätzlich vom Schutzbereich der Meinungsfreiheit umfasst sind. Denn Au-

ßerungen Privater genießen g ru nd rechtlichen Schutz nach Artikel 5 Absatz 1 GG un-

abhängig von der inhaltlichen Bewertung ihrer Richtigkeit oder Gefährlichkeit. Das

Grundgesetz baut zwar auf der Envartung auf, dass die Bürger die allgemeinen Werte

der Verfassung akzeptieren und verwirklichen; es erzwingt diese Werteloyalität aber

nicht. Der Schutzbereich der Meinungsfreiheit umfasst demzufolge auch extremisti-

sche, rassistische oder antisemitische Außerungen (vgl. BayVGH, Urteil vom

17.11.2020 - 4 B 19.1358 -, juris Rn. 57). Selbst dann, wenn der Kläger - wie es die

Beklagte geltend macht - antiisraelische oder antisemitische Meinungen oder Geistes-

haltungen vertreten, unterstü2en oder fördern sollte, unterfielen diese Tätigkeiten dem

Schutzbereich der Meinungsfreiheit.

Der Eingriff ist auch nicht gerechtfertigt. Die Meinungsfreiheit findet nach Artikel 5 Ab-

satz 2 GG ihre Grenze in den Vorschriften der allgemeinen Gesetze. Als allgemeine

Gesetze im Sinne dieses schrankenvorbehalts können nur Vorschriften gelten, die

kein sonderrecht gegen eine bestimmte Meinung schaffen und sich nicht gegen die

Außerung der Meinung als solche richten, sondern dem schutz eines schlechthin ohne
Rücksicht auf eine bestimmte Meinung zu schützenden Rechtsguts dienen. An der
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Allgemeinheit eines Gesetzes fehlt es, wenn eine inhaltsbezogene Meinungsbe-

schränkung sich von vornherein nur gegen bestimmte Überzeugungen, Haltungen

oder ldeologien richtet. Elne die Meinungsfreiheit beschränkende Norm darf nur an

demzuschützendenRechtsgutausgerichtetseinundnichtaneinemWert-oderUn-

werturteil hinsichtlich konkreter Haltungen oder Gesinnungen (vgl. BVerfG, Beschluss

vom 4.1 1 .2009 - 1 BvR 2150/08 -, juris orientierungssatz 1a bis 1c). Der Vorbehalt der

allgemeinen Gesetze nach Artikel 5 Absatz 2 GG ermächtigt erst dann zu Eingriffen,

wenn die betreffenden Meinungsäußerungen die rein geistige sphäre des Für-richtig-

Haltens verlassen und in Rechtsgutverletzungen oder erkennbar in Gefährdungslagen

umschlagen. Dies ist insbesondere dann anzunehmen, wenn sie den öffentlichen Frie-

den als Friedlichkeit der öffentlichen Auseinandersetzung gefährden und so den Über-

gang zu Aggression oder Rechtsbruch markieren (vgl BayVGH' a a O 
' 
juris Rn 58)'

DiesehoheSchwe||efüreineErmächtigungzuEingriffenwirddurchdieAktivitäten

desK|ägersersicht|ichnichterreicht.EsbesteheninsbesonderekeinegreifbarenAn.

ha|tspunktedafür,dassdieimBundesgebietentfa|tetenAktivitätenderaufdenStaat

lsrael zielenden Boykottbewegung auch eine die Friedlichkeitsgrenze überschreitende

gezielte Stimmungsmache gegen die jüdische Bevölkerung in Deutschland oder gar

ein Aufstacheln zum Hass gegen diese Personengruppe umfassen könnten Da diese

Gefahrenschweile mit den Boykottaufrufen der BDS-Kampagne derzeit ersichtlich

nichteneichtwird'kannderZugangzukommuna|enEinrichtungennichta||einmitdem

HinweisaufeinenachEinschätzungderBek|agtenbestehendeantiisrae|ischeoder

antisemitischeAuffassungdesK|ägersverweigertwerden(vg|.BayVGH,a'a'o.,juris

Rn.59).Auchhi|ftderBek|agtenderangeführteBesch|ussdesDeutschenBundesta-

gesVomlT'5'201g(BT-Drucksache,lg/10191)nichtweiter,indemunteranderemdie

Gemeinden dazu aufgerufen werden, der BDS-Bewegung oder Gruppierungen' die die

Zie|ederKampagneverfo|gen,keineRäumIichkeitenundEinrichtungenzurVerfügung

zuste||en'DenndieserBeschIussisteinsogenannterschIichterPar|amentsbeschIuss'

vondemkeinerecht|icheVerbind|ichkeitausgeht'DerBesch|ussistvie|mehralspo|i-

tischeMeinungsäußerungimRahmeneinerkontroversenDebatteanzusehen.

Schlichte Parlamentsbeschlüsse können jedoch keine Rechtsgrundlage fÜr grund-

rechtseinschränkendeEntscheidungendarste||en.Se|bstwennderangefÜhrteBe-

schlussindieFormeinesGesetzesüberführtwerdenwürde,wärediesesGesetznach
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dem zuvor Ausgeführten nicht mit dem Grundrecht auf Meinungsfreiheit zu vereinba-

ren und somit verfassungswidrig (vgl. wissenschaftlicher Dienst des Deutschen Bun-

destags, BDS-Beschluss des Deutschen Bundestages (Drucksache 19/10191), vom

21 12.2020, Seite 4 bis 7).

Nach alledem kommt es nicht mehr entscheidungserheblich darauf an, ob die Beklagte

durch ihre widmungsbeschränkung auch gegen den allgemeinen Gleichheitssatz aus

Artikel 3 Absatz 1 GG verstoßen hat.

Die Kostenentscheidung folgt aus g 154 Absatz 1 VwGO.

Die Vorausse2ungen für eine Zulassung der Berufung durch das Venrvaltungsgericht

(s 124a Absatz 1 satz 1, g 124 Absatz 2 Nummer 3 und 4 VwGo) liegen nicht vor.

Rec hts m itte I bele h ru nq :

Gegen dieses urteil steht den Beteiligten die Berufung zu, wenn sie vom Verwaltungs-
gerichtshof Baden-württemberg zugelassen wird. Der Antrag auf Zulassung ist beim
Venrualtungsgericht Stuttgart innerhalb eines Monats nach Zuitellung dieses-Urteils zu
stellen. DerAntrag muss das angefochtene urteil bezeichnen. InneÄalb von zwei Mo-
naten nach Zustellung sind die Gründe darzulegen, aus denen die Berufung zuzulas_
1e1 i9t Die Begründung jst bei dem Venrvaltungsgerichtshof Baden-wüitemberg,
schubertstraße 1 1 , 6816s Mannheim oder postfach loszaq,6g032 Mannheim, einzu-
reichen, wenn sie nicht bereits mit Antragstellung beim Venvaltungsgericht siuttgart
erfolgt ist. Die Berufung ist nur zuzulassen, wenn
1. ernstliche Zweifel an der Richtigkeit des Urteils bestehen,
2. die Rechtssache besondere tatsächliche oder rechtliche Schwierigkeiten aufweist,
3. die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat,
4. das urteil von einer Entscheidung des Verwaltungsgerichtshofs, des Bundesverwal_

tungsgerichts, des Gemeinsamen senats der obelsten Gerichtshöfe des Bundes
oder des Bu ndesverfassungsgerichts abweicht und auf dieser Abweichung beruht
oder

5. ein der Beurteilung des Berufungsgerichts unterliegender Verfahrensmangel ger-
tend gemacht wird und vorliegt, auf dem die Entscheidung beruhen kann. "

!-o-r de1 Venaraltungsgerichtshof müssen sich die Beteiligten, außer in prozesskosten-
hilfeverfahren, durch Prozessbevollmächtigte vertreten üssen. Dies gilt auch tui pro_
zesshandlungen, durch die ein Verfahren vor dem VenvartungsgericÄtshof eingäreitet
wird. Als Be_vollmächtigte sind Rechtsanwälte oder die in g o/Rlsatz z satz I Vwcogenannten Rechtslehrer mit Befähigung zum Richteramt oäer die in g 67 Absatz 2 satz2 Nr' 3 bis 7 VwGo bezeichneten p,,erionen und organisationen zügerasslnlger,ör-
den und juristische Personen des öffenflichen RechtJ einschließlich oer von innen ,urErfüllung ihrer öffenflichen Aufgaben gebirdeten Zusammenschrüsse können sichdurch eigene Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt oder durch Beschaftigte mit
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Befähigung zum Richteramt anderer Behörden oder juristischer Personen des öffenf

äJ". hä;i t. einschtießlich der von ihnen zur Erfüilung ihrer öffentlichen Aufgaben

ääüir;"tl. 2r""mmenschtüsse vertreten tassen. Ein Beteiligter, der nach Maßgabe

ü", s äi nu, 4 Sätze 3 und 7 VwGO zur Vertretung berechtigt ist, kann sich selbst

vertreten.

Anschrift des Verwaltungsgerichts:
üä*äii".grg"."nt stuttgä,1, nugu.i"nrtr"ßu s, 70178 Stuttgart oder Postfach 10 50 52, 70044 stutt-

gart

Singer Konrad
gez. Mühlenbruch

Beschluss vom 21' APril 2022

Der Streitwert wird gemäß $ 52 Absatz 2 GKG auf 5'000 Euro festgesetzt'

Rechtsm ittelbelehru ng

GeoendieFestsetzungdesStreitwertsistdieBeschwerdeandenVerwa|tungsge-
;;';i# il;;-dft"-.;;;sl; N'i"nnnei'' schubertstraße 11' 68165 Mannheim o-

der postfach 103264,Ogoeä"Mannheim, gegebe.n, wenn der wert des Beschwerdege-

ö".i,ä".äää zöö?uo"ot"ii.'öä i.io"ir"vä*.ttung_soericht stuttsart einzulegen und

dann zulässig, wenn sre uoi Änt"ut uon sechs Monaten-nach Rechtskraft der Entschei-

dung in der Hauptsach" oi"r'änJ"*"itiger Erledigung des Verfahrens eingelegt wird'

lst der streitwert später.r" 
"in"n 

Monat-vor Ablaui dieser Frist festgesetzt worden' so

kann sie noch innerhalb "iö" 
ft'f"""tt 

"ach 
Zustellung oder formloser Mitteilung des

iäitsetzun gsoeschlusses eingelegt werden'

DieBeschwerdekannVondenBetei|igtense|bstodervoneinemProzessbevo||mäch-
tigten eingelegt werden Al;ä;;;1il;""htigte sind-Rechtsanwälte oder die in $ 67 Ab-

satz 2 satz 1 VwGo g"n"..ä"'Ä""nt.i"rir"r mit Befähigung zum Richteramt od,er die

in g 67 Absatz 2sa+z2Nr.'ä';i; iilöö bezeichneten Personen und organisationen

zuoelassen. Behörden uno iurisiiscne personen des öffentlichen Rechts einschließlich

;:ff;ih";"-;rierrurr""g ih|.äiä,i".tiiJ"" Äufsaben sebildeten Zusammenschlüsse

können sich durch 
",g"t3'äJtJäfiiöi" 

tit eliahlg'n-o t" Richteramt oder durch

Beschäftigte mit Befähigung ;; äi'""hi;;rt anderär Bähorden oder juristischer Per-

sonen des öffentlichen Rec-nts einscntießlich der von ihnen zur ErfÜllung ihrer öffentli-

chen Aufgaben geuiroete;äJs;Ämenscnrusse vertreten lassen. Ein Beteiligter, der

nach Maßgabe oes s oz'ÄnJI öä;;ä und 7 VwGO zur Vertretung berechtist ist,

kann sich selbst vertreten
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Anschrift des Verwaltungsgerichts:
Vefwaltungsgericht Stuttgart, Augustenstraße 5,70178 Stuttgart oder Postfach 10 50 52, 20044 Stutt
gart

gez. Mühlenbruch Singer Konrad

Beglaubigt:

'/.--.Sofsal- *
Üirir.osFrrti


